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AFRIKA IM KAMPF GEGEN DAS CHAOS 

DER MACHTÜBERGANG IN SÜDAFRIKA

Von Klaus Frhr. von der Ropp

VERSFÃTETE ABKEHR VOM REGIME DER APARTHEID 

Nachdem Ende April 1994 die ersten allgemeinen, freien und geheimen 
Wahlen in Südafrika den hohen Wahlsieg des Afrikanischen Nationalkongres- 
ses (ANC) und der mit ihm seit Jahrzehnten verbündeten Südafrikanischen 
Kommunistischen Partei (SACP) erbracht hatten, wurde am 10. Mai der 
ANC-Präsident Nelson R. Mandela zum Staatspräsidenten gewählt. Daß der 
gleichzeitig in das Amt eines zweiten Vize-Präsidenten gewählte bisherige 
Staatspräsident Frederik Willem de Klerk sich mit diesem wenig bedeutungs- 
vollen Amt begnügte, symbolisierte nicht nur die Entmachtung der seit 1948 
herrschenden Nationalen Partei (NP) der Weißen, sondern darüber hinaus 
das Ende der im 17. Jahrhundert mit der Ankunft der ersten europäischen 
Siedler begründeten Vorherrschaft einer weißen Minderheit über eine ständig 
wachsende schwarze und braune Mehrheit in Südafrika.1 

1 Als guten Gesamtüberblick vgl. Ulf Engel, Südafrika, in: Rolf Ho freier (Hrsg.), Afri- 
ka-Jahrbuch 1994, Opladen 1995, S. 365 ff.; Hubert René Schillingen, Eine Regenbogennation im 
Aufbruch?, Bonn: FES, März 1995. Zum vorhergehenden Berichtszeitraum vgl. Klaus Frlar. 'von 

der Rapp, Südafrika auf dem Weg zur Uberwindung der weißen Alleinherrschaft, in: _]IP 1991/92, 
s. 327 ff. 
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Mit der Entlassung zunächst der asiatischen und dann der afrikanischen 
Staaten aus kolonialer Abhängigkeit war seit Ende der vierziger Jahre die 
Forderung nach Abschaffung der weißen Minderheitsherrschaft, die seit 1948 
in aufreizender Weise durch die Apartheidgesetze festgeschrieben worden war, 
in der internationalen Gemeinschaft immer unüberhörbarer geworden - dies 
umso mehr, als die kommunistische Staatenwelt, vor allem die Sowjetunion, 
die DDR und Kuba, sich mit dieser Forderung identifizierte und den Befrei- 
ungskampf der ANC/SACP~Allianz vielfältig und nachhaltig unterstützte. 

Die Sorge, das südliche Afrika mit seinen hoch bedeutenden Rohstoff- 
vorkomınen und seinen ausgebauten See- und Lufthäfen könnte zu einer 
sowjetischen Einflußsphare, zu einem riesigen Kuba werden, hatte beson- 
ders interessierte westliche Staaten, vor allem Großbritannien und die USA, 
zunehmend in 'Zugzwang gebracht. Belastend war für sie die wachsende 
Erkenntnis, daß das weiße Südafrika im Vertrauen auf die Fortdauer des Kalten 
Krieges und auf die Schlagkraft der Südafrikanischen Streitkräfte (SADF) die 
Zeichen der Zeit nicht erkannte. In den achtziger Jahren stimmte London und 
Washington vor allem besorgt, daß sich die weißen Machthaber als unfähig 
erwiesen, die auf Ausgleich bedachten, auch die Interessen der herrschenden 
Afrikaner in Rechnung stellenden, von den Briten zumindest mitgestalteten 
Vermittlungsangebote der amerikanischen Regierung unter Präsident Ronald 
Reagan anzunehmen. Pretoria reagierte darauf ebenso abweisend wie zuvor 
auf die Aufforderung von US-Präsident Jimmy Carter zur  Kapitulation. Statt 
mit den Repräsentanten der Opposition zu verhandeln, inhaftierte, folterte 
oder crmorderte man sie. 

Die britische und die amerikanische Regierung sahen in Sorge, wie der bis 
Herbst 1989 regierende Staatspräsident Pieter Willens Botha sein Land immer 
stärker der Gefahr eines verheerenden Burgcrkriegs aussetzte, der auch in 
den Nachbarstaaten zu den :››ungezählten Varianten der Barbarei" (Breyten 
Breytenbach) führen würde. Zudem wären Interessen Großbritanniens bei 
troffen worden, denn die britische und die südafrikanische Volkswirtschaft 
waren seit fast einem Jahrhundert auf das engste verflochten. Ferner lebten 
in Südafrika an die 800 000 britische Staatsangehörige oder Südafrikaner bri- 
tischer Abstammung, die unter Umständen fluchtartig nach Großbritannien 
zurückkehren würden. Schließlich fürchteten London und \X/ashington, die in 
Südafrika vorhandenen Nuklearwaffen und Trägcrsysteme könnten in dem zu 
erwartenden Chaos in Drittstaaten gelangen 

Mit dem sich abzeichnenden Ende des Kalten Krieges und noch mehr mit 
der Ablösung Bot fas durch de Klerk im I erbst 1989 bot sich Lomlon und 

2 Val. den ßcılıμıμ von M.ılllıı.ı l ) ı 'ml› ı› ısÃ' ı  ııı ılıı°sı'ııı H.ııııl. 
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Washington die Chance zur ››interventionistischen" Diplomatie.3 Sie führte 
zunächst 1990 zur Räumung Namibias durch Südafrika und dann zur Auf- 
nahme eines Verfassungsdialogs zwischen den weißen Machthabern und der 
nichtweißen Opposition. Die Geschehnisse wurden jetzt in hohem Maß von 
Sir Robin Renwick gelenkt, der von 1987 bis 1991 britischer Botschafter in 
Südafrika war, dort jedoch wie ein Gouverneur auftrat. Die Tragik seines 
zunächst wichtigsten Gesprächspartners de Klerk lag darin, daß er zwar 
gesprächsbereit war und sich von Renwick überzeugen ließ, einzig der ra- 
dikale Bruch mit der Apartheid könne Südafrika noch vor einem Bürgerkrieg 
bewahren, jedoch in die Verhandlungen f i t  der ANC/SACP-Allianz ohne 
jede Vorbereitung ging. De Klerk und seine NP-Mitstreiter waren Opfer jenes 
Klimas der Intoleranz geworden, das frühere Staatspräsidenten und ihre Ge- 
folgsleute - darunter auch de Klerk selbst als langjähriger Erziehungsrninister 
-- geschaffen hatten. Sie waren der ANC/SACP-Allianz in den Ende 1991 
aufgenommenen Verhandlungen in keiner Phase gewachsen und begegneten 
ihr dennoch häufig mit einer aus Ignoranz herrührenden Geringschätzung. 

An der Spitze des ANC und damit der Allianz stand mit Mandela ein Mann, 
der Anfang der sechziger Jahre - damals war er einer der ersten schwarzen 
Anwälte des Landes und, 1918 geboren, ein mittlerer ANC-Verantwortlicher 
einer nachrückenden Generation - wegen seines rechtlich als Hochverrat 
gewerteten Kampfes gegen Apartheid zu einer lebenslangen Freiheitsstrafe 
verurteilt worden war. Seine Freilassung nach über 27jährigcr Haft im Februar 
1990 war einer der ersten Erfolge der von Briten und Amerikanern verfolgten 
interventionistischen Diplomatie. Seine starke Persönlichkeit - Nachrichten 
darüber waren schon lange zuvor in die Außenwelt gelangt - hatte ihn 
zur Symbolgestalt des schwarzen Freiheitskampfes werden lassen. Zu seinen 
wichtigsten Mitstreitern zählten ANC-Generalsekretär Cyril Ramaphosa, ein 
verhandlungserprobter hoher Gewerkschaftsfunktionär, und der aus Litauen 
stammende, hochbegabte, jedoch im Westen wegen seiner bis in die achtziger 
Jahre hineinreichenden stalinistischen Vergangenheit gefürchtete SACP-Gene- 
ralsekretär Joe Slovo. 

3 Vgl. Klaus Frhr. von der Ropp, (CODESA) and beyond: Hintergründe und Perspektiven
der Demokratigespräche, in: Michael Behrrens und Robert von Rimscha (IIrsg.), Südafrika nach
der Apartheid, Baden-Baden 1994, S. 239 ff., Vers., Perspektiven der unvollendeten Revolution in
Südafrika, in: Albrecht Zunker (Hrsg.), Weltordnung oder Chaos? I'›.uleıı-l'›.1dcıı 1993, S. 388 H., 
der., Die limwicklıııı;;s;;cııleınsclınil ıııı siklliclıeıı /\lı'il&;ı (SAl)(~`.) - Ulopıe oder l<.ünlii;:›c Rea- 
]ıl'il?, ııı: Udo .S`Iı'ı›:/›m'/1 ıııııl Volker Nıı'›ıl.ıuırs ( I  lı'sμ.), lfiıııwıclalııııμszıısııııııııeıı;ıı'l›eıl ııı Kuhur, 
Revlıl llml \X/ırl›aı°lı.ıll. |"ı°sl);.ılu- IÜı' Voll<ııı.ıı' KOlılvı' xııııı (›'ä, (wl›ııı'ıraı.ı;„ ()pl.ı(lı-ıı I*)')5, S. " I I  II. 
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DIE AUSSENWELT UND DER FORTGANG 
DES VERHANDLUNGSPROZESSES 

Umso wichtiger war für das Gelingen des Umbruchs, daß die Außenwelt 
ihn konstruktiv unterstützte. Insbesondere war es wichtig, der am Verhand- 
lungstisch in Kempton Park (_Johannesburg)** zunehmend hilflos agierenden 
Regierung de Klerk Erfolgserlebnisse zukommen zu lassen. Ein solches hatte 
sie Anfang 1993, als nach Jahrzehnten der politischen Isolierung Außenmi- 
nister Roelof Botha sein Land in Paris bei der Unterzeichnung des Chemie- 
waffenübereinkommens vertrat. In ganz anderer Weise machte sich die bri- 
tisch-amerikanische Diplomatie der Vermittlung bemerkbar, als de Klerk Ende 
März 1993 die Vernichtung von sechs bereits fertiggestellten südafrikanischen 
Nuklearwaffen (und einer weiteren, noch im Bau befindlichen) bekanntgab. 
Diese Diplomatie war erneut gefordert, als Mitte April die Ermordung des 
SACP-Generalsekretärs Chris Hani, des charismatischen Führers der in den 
Schwarzengettos lebenden, millionenstarken ››verlorenen Generation", Süd- 
afrika in eine gefährliche Krise stürzte. Uberall im Land kam es zu Ausschrei- 
tungen vor allem Jugendlicher, die überzeugt waren, daß die Sicherheitskräfte 
in politische Morde verwickelt seien. Angesichts der ungezählten Anschläge, 
in die die ››dritte Kraft" - reaktionäre Elemente in den Sicherheitskräften - 
verwickelt war, lag eine solche Annahme nahe, sie konnte allerdings nicht 
bewiesen werden. 

Wie tief gespalten die südafrikanische Gesellschaft nach wie vor war, zeigte 
sich in Johannesburg bei den Begräbnisfeierlichkeiten zu Ehren Harris: Zu 
ihnen hatte die Allianz zwar das diplomatische Korps, nicht jedoch Vertreter 
der Regierung und der NP eingeladen. Britischen und amerikanischen Unter- 
händlern gelang es dann, die ANC/SAGP-Allianz und den mit ihr verbün- 
deten Kongreß Südafrikanischer Gewerkschaften (Cosatu) davon abzuhalten, 
durch einen mehrwöchigen Generalstreik und abermalige ››Massenaktioncn" 
den Verhandlungsprozeß in ihrem Sinn zu beschleunigen - dies allerdings um 
den Preis, daß die beiden großen Strategen in Kempton Park, Ramaphosa und 
Slot, ihn jetzt endgültig beherrschten. 

In Deutschland wurde den Geschehnissen im sehr fernen Südafrika wenig 
besonderes Interesse entgegengebracht. Wichtig war lediglich eine Initiative 
des Vorsitzenden der Liberalen Internationale, Otto Graf Lambsdorff, der im 
April 1993 auf die Notwendigkeit verwies, die Inkatha-I 

14reiheitspartei 

(II~'l›) 
konservativer Zulus unter Mangosuthu Buthelesi - sie hatte Kempton Park 

4 Dokumente zu den Mchrparlcıcıı;;cspı"iclıcıı ııı Kcııılllı›ıı l);ırk sııııl .ıl›)llulı'ııı'l«.l ııı: I-,IA 
4/1994, S. D 137 ff. 
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im Spätsommer 1992 verlassen - wieder in den Verhandlungsprozeß ein- 
zubeziehen, und zudem erstmals auch die Konservative Partei (KP).5 Eine 
aktive Rolle Deutschlands unter Nutzung des Einflusses als zweitwichtigste 
Handelspartner Südafrikas scheiterte daran, daß die Bonner Regierung in 
Südafrika - anders als in den ehemals kommunistischen Ländern Europas - 
der Bewältigung von Stabilitätsproblemen, die sich aus der Existenz ethnischer 
Minderheiten ergaben, nicht genügend Aufmerksamkeit schenkte. Die Folge 
war, daß Bonn - wie schon seit Ende der siebziger Jahre - nicht in die 
Südafrika-Diplomatie der Briten und Nordamerikaner einbezogen wurde. 

Einer im September 1993 bei der UNO ausgesprochenen Aufforderung 
Mandelas6 folgend, unterstützten in der Folgezeit die USA, die UNO, der 
IWF, die EU, das Commonwealth und die OAU den Verhandlungsprozeß da- 
durch, daß sie fast alle zuvor gegen Pretoria verhängten Zwangsmaßnahmen 
aufhoben Dieselbe Wirkung ging von der im Oktober 1993 bekanntgege- 
benen Entscheidung des Osloer Nobel-Komitees aus, den Friedensnobelpreis 
gemeinsam Mandela und de Klerk zu verleihen, also Opfer und Täter - und 
dies, obwohl der letztere kein Schuldbekenntnis abgelegt und noch nicht 
einmal die Rehabilitierung Mandelas veranlaßt hatte.8 

DIE SCHLUSSPHASE DER VERHANDLUNGEN 
UBER DIE UBERGANGSVERFASSUNG 

So durch ausländische Akteure unterstützt, waren die ANC/SACP-Allianz 
und die NP zu Beginn des Berichtszeitraums vor allem bemüht, die IFP, 
die KP und den Panafrikanistischen Kongreß (PAC) in ihre Verhandlungen 
einzubeziehen. Das gelang im April 1993. Allerdings stieß die IFP mit ihrer 
Forderung nach einer ausgeprägten Föderalisierung insbesondere auch der Fi- 
nanzverfassung auf den Widerstand der Allianz und auch der NP. Hier wurde 
deutlich, daß die NP ausgebrannt war und sich ihr Chefunterhändler, der 
Verfassungsminister Roelf Meyer, den Vorstellungen seiner ANC-Gegenspie- 
ler gebeugt hatte. Auch die J)Teilnahme" der KP war ohne Erfolg. Sie ging mit 
dem Ziel nach Kempton Park, dort die Schaffung eines unabhängigen Staates 
(nVolksstaat") der weißen Afrikaancr auszuhandeln. Da es ihr  zuvor nicht 

5 Val. Lantbsdorffs Rede 19Auf dem Weg zu einem Post-Apartlıcid-Südafrika: Aıısiclıteıı eines 

ausländischen Libcralen", :ılıgedrııekt in: RSA 2000. Weg in die Zuleunfl (Bonn), Nr. 5/1993, S. 3 f., 
Nr. 6/1993, 5. 

6 Mzımlelas Rede vm' ılem U N-Sı›ı1<leı':ııısselııılš gegen Ap:ıı'llleicl am 24.9.1993 in New York 
ist in /\uszügeıl :ıl›geılı'ııekl in: I1'/1 4/1994, S. l )  160 i. 

7 l) ie Resnlıılınıı 48/1 der UN-(  ıı.-ııı-ı':ılveı's:ııııııılııııg vom 8.10.1993 zur I\ııfhclılııı;; ıleı 
Wiı'lsı'lı;ıllss:ıııl§Iiııııeıı ;;ı'};ı°ıı Si'ııl;ıfı'ılc;ı ısı ;ılı1;ı'(lı'1ıı'l\l ııı: l'.IA 4/I()l)4, S. l )  I(›l f. 

8 l ) ıc Reıleıı M;ıııılı~l.ıs ıııııl «lv l§lı'ı'l<s lv ılı'ı' l'ı'eisvı°ı'lı~ilııııı;; :ıııı l0.I2.l91)3 sııııl ııı I\ıısv.ii;;ı-ıı 
.ılıggı-ılı'ııı'kı ııı: «-li., S. I )  I(›.* H. 
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gelungen war, sich über interne Zwistigkeiten hinweg auf eine gemeinsame 
Position zu einigen, beschränkte sich ihre Teilnahme auf physische Präsenz. 
Anders als PAC verließen IFP und KP die Verhandlungen wenige Monate 
später für immer. 

Die Bedeutung der KP war jedoch schon im Mai 1993 gestiegen, als sie sich 
it etwa zwanzig weiteren größeren und kleineren Gruppen des konserva- 

tivreaktionären Lagers zur Afrikaner Volksfront (AVP) zusammenschloß. Sie 
stand unter Führung eines charismatischen früheren Oberkommandierenden 
der südafrikanischen Streitkräfte, Constand Viljoen. Politisch war er zuvor 
nie in Erscheinung getreten. Viljoen, zu dessen Beratern neben dem liberalen 
Dissidenten Van Zyl Slabbert dessen politische Freunde Abraham Viljoen und 
der deutsch-namibische Geschäftsmann Jürgen Kögl zählten, war ein durch 
und durch gemäßigter Mann,9 der bis tief in das ausgeprägt konservative 
AVF-Lager hinein über große Autorität verfügte. Von daher blieb er für die 
ANC/SACP-Allianz ein potentiell sehr wichtiger Partner, zumal sich - unter 
dem unstreitig großen Einfluß" der SACP auf den Verhandlungsprozeß - die 
AVF- und IFP-Drohungen mehrten, ihm durch Auslosung eines Bürgerkrieges 
eine Wendung in ihrem Sinne zu geben. 

Dank dem Einsatz des einflußreich gewordenen amerikanischen Botschaf- 
ters Princeton Nathan Lyman - er unterhielt zu Constand Viljoen einen 
››heißen Draht" - und des neuen britischen Botschafters, Sir Anthony Reeve, 
gelang es Kögl und Abraham Viljoen im August 1993, höchstrangige Reprä- 
sentanten von AVF und ANC zu ››Buschberatungen" über das Recht der 
Afrikaner auf Selbstbestimmung, Autonomie oder regionale Unabhängigkeit 
(››Volksstaat") zusammenzuführen. Dieser Kontakt riß nie ab, verhinderte 
schon Ende 1993 den Ausbruch eines Bürgerkrieges und ermöglichte Mitte 
November 1993 - allerdings bei fortwährender Abwesenheit von IFP und 
AVF ...- die Unterzeichnung der kurze Zeit später im Kapstädter Parlament 
verabschiedeten, bis 1999 gültigen Ubergangsverfassung. 

Sie lehnte sich in vielen Passagen an das deutsche Grundgesetz als die mo- 
dernste Verfassung eines demokratischen Staates an, jedoch it einer wichtigen 
Ausnahme: Anders als die deutschen Bundesländer haben die südafrikanischen 
Provinzen kaum exklusive Kompetenzen und keine eigenen Einnahmen." 

9 V8l. Mondli Makhanya, Tribe Finds a new Moses, in: The Star (_]ohanncsburg), 24.5.199S, 
S. 14, sowie die Interviews it Constand Viljoen und Nelson R. Mandela, end., 21.4.1994, S. 21; 
25.4.1995, S. I I .  

10 Dazu John Kane-Berman, SACP: They aren't inside they are on top, in: Weekly Mail 
and Guardian (Johannesburg), 4.-10.2.1994, S. 9; New South Africa will get a dose of ,,new 
communism", in: Sunday Times (Johannesburg), 6.2.1994, S.23. Vol. in diesem Zusammenhang 
Joe Slofvo, Has socialism failed?, in: Sou!/J African Labour Bulletin (Johannesburg), Bd. 14, Nr. 6 
(Februar 1990), S. 1 1 of.; Jeremy Cronin, Challenging the neo-liberal ;1gem1.1 in South Africa, in: 
The African Communist (johrmnesburg), Nr. 140 ( l .  Quartnl 1995), S. 38 II. 

I 1 Vol. l Inns Friedrich I/vv$1' and 'l'l\oma-' l l .  /IO/mlcv, t h e  neut lll>crg.\l\gsverl.lssung Der 
Republic Siidallrikn, in: Vc'r/axxnrzg u r l  Re('/)1 in I//»<')'x¢'(', Nr. -1/1994, S. -l')l II. 
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Die intellektuell ihren Gegenspielern von IFP und NP haushoch uberlege- 
ne ANC/SACP-Allianz hatte verhindert, daß die Verfassung entsprechend 
den Wünschen der IFP föderale und gemäß den Vorstellungen der NP 
konkordanzdemokratische Strukturen aufwies. Obwohl die südafrikanische 
Gesellschaft - Apartheid reichte bis Mitte..der achtziger Jahre bis in die 
Klöster - zutiefst gespalten war, enthielt die Ubergangsverfassung gemäß dem 
Willen der ANC/SACP-Allianz keinen Minderheitenschutz. Die Allianz war 
beruht, alleine zu herrschen. Ihre auch zahlenmäßige Überlegenheit machte 
es ihr leicht, den Erwartungen Londons und Washingtons gerecht zu werden, 
dem Gedankengut ihrer einstigen ostdeutschen, sowjetischen und kubanischen 
Mentoren von einem Einparteienstaat abzuschwören und sich zum politischen 
Pluralismus zu bekennen. Angesichts des Wegfalls der sowjetischen Unterstüt- 
zung war dies ohnehin geboten. 

Die Frage, ob quasi auf Anordnung des Verfassungsgebers eine demokrati- 
sche Ordnung auf eine Gesellschaft ohne demokratische und rechtsstaatliche 
Tradition übertragen werden konnte, drängte sich zwar auf, wurde jedoch 
aus Angst vor einer verneinenden Antwort nicht gestellt. Eine Stabilisierung 
des Nach-Apartheid-Südafrika wurde auch nicht dadurch erreicht, daß die 
Mehrheitspartei ANC/SACP entsprechend einem Vorschlag Slovos laut Ver- 
fassung bis zum Ende der Ubergangszeit Mitte 1999 in einer Regierung der 
Nationalen Einheit (GNU) zusammen mit NP und IFP handeln mußte, denn 
die Minderheitsparteien verfügten nicht über ein Vetorecht. 

Die Übergangsverfassung enthielt 33 sogenannte Prinzipien, die für die 
Arbeit der bis Mitte 1996 tagenden Verfassungsgebenden Versammlung bin- 
dend waren und sicherstellen sollten, daß auch die definitive Verfassung von 
demokratischer und rechtsstaatlicher Natur sein werde. Mit Fug und Recht 
bemerkte Slot jetzt: ››\X/enn ich das Resultat insgesamt betrachte, so kann 
ich, ohne zu zogen,  feststellen, daß wir mehr oder weniger das bekommen 
haben, was wir anstrebten.«ız Eigentlich hatte die ANC/SACP-Allianz der 
NP und der IFP nur ein einziges, für das neue Südafrika allerdings kostspie- 
liges Zugeständnis gemacht: Allen in Südafrika und in den zehn Reservaten 
(Bantustans) tätigen Beamten wurde bis Mitte 1999 zwar nicht ein konkreter 
Arbeitsplatz, aber doch eine von der Bezahlung her gleichwertige Tätigkeit 
garantiert - und das in einem über alle Maßcıı ››überverwalteten" Staat. 

Noch vor Jahresende 1993 wurden zwei wichtige Schritte in Richtung 
Machtubergang unternommen: l )e r  Regierung de Klerk wurde mit dem Uber- 
gangs-Exckutivrat ('l'li(I) eine Ar t Nebenregierung zur  Seite ge* ı ı  r 1 -  von 
allen Parteien gestellt wurde, die zuvor die Ülıergangsverfasstıng unterzeiclıııel 
hatten, mıtlıın nıelıt llı4l› und AVI". Aufšertleııı nahmen Vertreter der  bıslıerı 
gen Siidalrıkanısclıen Slre ı lkri i le  (SAI )|"), tler (1uerıll.ı;ırmeeıı Uıııklıoııtu we 
Sizwe (MK) des ANS,  der  Asaııiııııisclıeıı Volksbelreiungsıırınee (AI›l,A) des 
ıı 

2 . I / l 'lu' Nı';;ı›lı.ılı«›ııa Vı«'ı«›ı'y. /'in' lI›'ıı„ı›ı (.`ı›nı›ıııııııs!, Nr. I §5 (ff. 

(.>\I.I11nl 

ll)').5), S. (› H. ııı: 
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PAC und der Armeen der ››Bantustans" Transkei, Venda, Ciskei und Bophu- 
tatswana Verhandlungen über die Schaffung der Südafrikanischen Nationalen 
Streitkräfte (SANDF) auf.13 Analoges galt für die Polizeikräfte des Landes. 
Angesichts der labilen Sicherheitslage in großen Teilen des Landes war die im 
Januar 1994 begonnene Aufstellung einer Gendarmerie, des Nationalen Corps 
zur Friedenserhaltung (NPKF), von hoher Bedeutung. Sie sollte sich aus Teilen 
der erwähnten Streitkräfte rekrutieren. Deren Verschmelzung mißlang jedoch; 
die NPKF wurde daher im Mai 1994 aufgelöst. 

NACHVERHANDLUNGEN MIT IFP 
UND AVP UND PARLAMENTSWAHLEN 

Angesichts der jetzt von IFP, AVP und anderen sich hartnäckig verweigern- 
den Kräften laut ausgesprochenen Bürgerkriegsdrohung hätte Anfang 1994 
keine Nachricht aus Südafrika weniger überrascht als jene, daß IFP und 
AVF mit ihrer sezessionistische Politik einen Bürgerkrieg ausgelöst hätten. 
Erfolgreich blieben reaktionäre Elemente in den offiziellen Sicherheitskräften 
bemüht, diese und andere Konflikte zu schüren, vielleicht auch bei einem 
fehlgeschlagenen Mordanschlag auf Ramaphosa und Slovo Anfang 1994 in 
Kathlehong (Johannesburg). Schnell breitete sich eine Stimmung völliger Hoff- 
nungslosigkeit aus. Einmal mehr griff die britisch-amerikanische Geheimdi- 
plomatie ein. Nachdem im Februar 1994 aus Washington definitiv verlaut- 
barte, es werde auf keinen Fall eine militärische Intervention in Südafrika 
geben, stieg unter der Federführung von Botschafter Lyman die Gesprächs- 
und Verhandlungsbereitschaft der ANC/SACP-Allianz einerseits und die der 
IFP und AVF andererseits - die NP de Klerks spielte hier nur noch eine 
marginale Rolle - wieder an. Hilfreich war dabei, daß jetzt in der Provinz 
KwaZulu/Natal ein Notstandsrcgime verhängt wurde und Constand Viljoen 
die AVF spaltete, indem er deren verhandlungsbereite Fraktion, die sich jetzt 
Freiheitsfront (VF) nannte, zur Teilnahme an der Wahl registrieren ließ. 

Nachdem es einer Delegation internationaler Verrnittler,!4 geführt von dem 
früheren amerikanischen Außenminister Henry Kissinger, im März 1994 nicht 
gelungen war, im Streit um die von der IFP geforderte echte Foderalisierung 
des Staates zu vermitteln, brachte Lyman eine am 19. April 1994 von ANC, 
IFP und NP unterzeichnete Vereinbarung zustande, wonach die offenen - 
allerdings nicht präzise beschriebenen - Fragen mit Hilfe internationaler 

13 Zu den immensen Problemen, die sich hier stellten, vgl. HSS, lnlegrzıtioıı ııml l)emnl›ili- 
sation in South African, in: Sh'aıegic' Comments (London), Bd. I ,  Nr. 6 (19. .luli 1995). 

14 Zur Rolle von Nicht-Regicruııgsoı°gaııisıılioııcıı vgl. ıleıı lšciı ınıμ, von (:lırıslı;ın Wvrııiı'lc«.' ııı 
dıcscm P›:1n(l. 
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Vermittler zu lösen seien. Und nachdem schon im Februar 1994 ein zusätz- 
liches 34. Prinzip in die Ubergangsverfassung aufgenommen worden war, 
das künftige Vereinbarungen über einen 1)Volksstaat" und die Einsetzung 
eines ››Volksstaatsrates" vorsah - ein Ergebnis der von Slabbert für die Vl* 
konzipierten Strategie -, intensivierte die Spitze des ANC die Verhandlungen 
mit Viljoen. Der ANC wußte, daß Viljoen, sollte er sein Ziel nicht auf dem 
Verhandlungsweg erreichen, dies mit kriegerischen Mitteln versuchen würde. 
So konnten am 23. April 1994 Viljoen und Thabo Mbeki, der nationale 
Vorsitzende des ANC, im Beisein von Lyman, Reeve und dem ANC-Vize- 
präsidenten Walter Sisulu, einem der engsten Kampfgefährten Mandelas, im 
Union Building in Pretoria die ››Vereinbarung zum Recht der Afrikaancr auf 
Selbstbestimmung" unterzeichnen. 

Daraufhin fanden vom 26.-29. April 1994 in Anwesenheit von Tausenden 
von Wahlbeobachtern u. a. von UNO, OAU, EU und Commonwealth die 
Wahlen zum nationalen Parlament und zu den neun Provinzparlamcnten 
statt. Dabei herrschte eine Atmosphäre der Gewaltfreiheit, die kaum jemand 
für möglich gehalten hatte. Allerdings waren die Wahl selbst wie vor allem 
auch die Stimmenauszählung reich an chaotischen Erscheinungen. Vor diesem 
Hintergrund einigten sich die teilnehmenden Parteien, das Ergebnis nicht fest- 
zustellen, sondern ››auszuhandeln". Bemerkenswert war ferner, welche ››Zufäl- 
ligkeiten" sich dabei ergaben:15 Auf nationaler Ebene erzielte die ANC/SACP- 
Allianz gut 62 Prozent, also keine Zwei-Drittel-Mehrheit; die NP erreichte 
gut 20 Prozent -.- sie stellte damit einen der Vizepräsidenten der Regierung des 
Nationalen Einheit - und auf die IFP entfielen gut zehn Prozent, womit sie 
zwei Vertreter in die Regierung entsandte. In KwaZulu/Natal gewann die II*ll› 
und im westlichen Kap die NP die absolute Mehrheit. Wichtig war schließlich, 
daß Viljoen - seine nkonservativeren" Gegner hatten die Wahlen boykouiert, 
aber eben nicht sabotiert - auf der hier ausschlaggebendcn zweiten líbene 
der Provinzparlamente rund 650 000 Stimmen bzw. 3,3 Prozent erreichte und 
somit als Verhandlungspartner legitimiert wurde. 

Für die Zukunft Südafrikas belastend war, daß fast ausschließlich Schwarze 
die ANC/SACP-Allianz wählten, während die NP - die erwartungsgemäß die 
schwarze Wählerschaft nicht erschließen konnte - ihre VI/ahler last ausschließt 
ich unter weißen (und zwar nicht n u r  englischsprachigen, sondern durchaus 

auch afrikaanssprachigen) sowie indischen und gemischt rassigen ärgern Karl. 
Die menschliche (Größe des neuen Staatsprisidenten Mandela, die Weisheit 
seiner Fntscheidungen und seine I››ereiısch.ılt, den einstigen Peinigern zu 

15 V;;l. R(›l›('ı'1 'mm I.ıı(ıır.s, In  Süıl;ıfı'ık.ı ¦ı.ıt ılı'ı' M;u'lılwı'ı'lısı'l l›ı°1;ı›ıııı<~ıı, ııı: 1-/12, 1).5.l()()~l, 
la;ıllı Wo:ld››n'ıı', Spırıı a l  ı'ı'ı'ı›ııı'ılı;ılıı›ıı swı'vlıx .ısıılv lcllvı ' ı›l vulv .  l'lıv vlvcıııııı was  ılı*ı~l›ly llııwı-<l, 
l›ııl ııı*.ıı'ly ı'vı~ı'yı›ııı° lılws l l ıv ı ı l l l ı ' ı › IH< ' ,  ııı: l~"l', 7./R.'›.l()*)›l. 



294 DER MACHTÜBERGANG IN SUDAFRIKA 

vergeben, gaben jedoch dem neuen Südafrika eine Chance, die zuvor kaum 
jemand gesehen hatte. 

DIE BEMÜHUNGEN UM STABILISIERUNG 

Es waren vor allem drei Problemkreise, allesamt Erblasten des alten Re- 
gimes, die der von ANC/SACP, NP und IFP gebildeten Regierung der 
Nationalen Einheit immer wieder unlösbare Aufgaben stellten: die Schwäche 
der öffentlichen Verwaltung (insbesondere der Polizei), die horrende Ar- 
beitslosigkeit und - zum Teil daraus resultierend - eine extrem hohe, weiter 
eskalierende Gewaltkriminalität. 

Bereits kurz vor der Wahl war der Prozeß der Wiedereingliederung der 
91Bantustans" abgeschlossen. Wo sich, wie in Bophutatswana, Widerstand 
regte, wurde er mit militärischer Gewalt gebrochen. Jetzt galt es, aus der 
Beamtenschaft der bisherigen Zentralverwaltung und der ››Bantustans" die- 
jenigen der nationalen Verwaltung und der neuen Provinzverwaltungen zu 
formen. Viele Beamte waren unqualifiziert oder - insbesondere in der Polizei 
und den sonstigen Sicherheitskräften - als Vollstrecker der Apartheid für das 
demokratische Südafrika untragbar. Gemäß den Absprachen vom November 
1993 mußten sie gleichwohl weiterbeschäftigt werden. Sie mußten jedoch 
damit rechnen, Mitte 1999 aus dem Staatsdienst auszuschneiden sowie sich 
vor der 33Wahrheits- und Versöhnungskommission", die Anfang 1996 ihre 
Tätigkeit aufnahm, verantworten zu müssen. Auch die Politik der Bevorzu- 
gung der Opfer der Apartheid (3)affirmative action") am Arbeitsplatz trug zur 
Demotivicrung und damit zum Leistungsabfall der Diener des Ancien régime 
bei. Dasselbe galt ubrigens weitgehend für die private Wirtschaft. Die Folge 
war eine verstärkte Auswanderung englischsprachiger und jüdischer Weißer. 
Im Kontrast zum massiven Kapitalabfluß in den Jahren zuvor hielten sich jetzt 
dennoch Zuflüsse und Abflüsse die Waage. 

Noch stärker als die anderen Teile der öffentlichen Verwaltung litt die Poli- 
zei an mangelnder Professionalität. Apathie und zunehmend die Verstrickung 
der Polizei in Gewaltkriminalität ließen die Kap-Republik schnell zu dem 
Staat mit der wohl höchsten Rate der Gewaltkriminalität werden. So war die 
Mordrate 1994 fünfmal so hoch wie in den USA. Alle 24 Stunden wurden 
48 Menschen ermordet; nie ermittelt wurde die Zahl der versuchten Mord- 
anschläge. An jedem Tag kam es im Durchschnitt zu 80 Vergewaltigungen, 
240 Raubüberfällen und Autodiebstählen, 480 Diebstählen aus Fahrzeugen, 
720 Wohnungseinbrüchen sowie 27 'nAutoentfuhrungen", bei denen die Opfer 
häufig getötet wurden. Allerdings fand mit dcın Machtwechsel - abgesehen 

16 Val. das am Vorabend der Wııhlcıı l¬ıLıHizicı'lc lıılı'ı'vicw ııııl Mııııılclıı ııı: Hu' Sim", 
$5_4_I994. 
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von der Provinz KwaZulu/Natal - die zuvor ruchlose Regierungskriminalität 
ein Ende." 

Die Kriminalität - hinter ihr standen auch ungezählte nationale und in- 
ternationale Syndikate - behinderte das Wirtschaftsleben nachhaltig. Obwohl 
die ANC/SACP-Allianz sich jetzt zur Marktwirtschaft bekannte, bekam das 
Land bei weitem nicht die in- und ausländischen Investitionen, um etwa 
endlich mehr als sieben Prozent der Schulabgänger einen Arbeitsplatz bieten 
zu können. .So wuchs die ohnehin katastrophale Arbeitslosigkeit der späteren 
Apartheid-Ara (eher über als unter 50 Prozent) weiter. Und niemand glaubte 
daran, daß das im staatlichen Wiederaufbau- und Entwicklungsprogramrn fest- 
gelegte Ziel, binnen fünf Jahren 2,5 Millionen neue Arbeitsplätze zu schaffen, 
zu verwirklichen sei. Dasselbe galt für die Vorhaben, bis 1999 eine Million 
Häuser zu bauen und eine noch größere Anzahl von Haushalten mit Elektri- 
zität und fließendem Wasser zu versehen. Die Folge der Enttäuschung über 
ausbleibende Fortschritte waren Streiks, die abermals Investoren abschreckten. 
Ohnehin war unter ihnen der Eindruck verbreitet, die Arbeitnehmerschaft 
Südafrikas sei ››teuer, unausgebildet und militant".*8 Die sozioökonomische 
Katastrophe Südafrikas verschärfte sich im Berichtszeitraum mit der Zuwan- 
derung von Millionen ungelernter Arbeitskräfte aus anderen afrikanischen 
Ländern, besonders aus Mosambik. 

SÜDAFRIKAS RÜCKKEHR IN DIE 
INTERNATIONALE GEMEINSCHAFT 

Was sich mit dem Amtsantritt Mandelas Anfang Mai 1994 aläleitlıııele, 
wurde binnen ganz weniger Wochen Realität: Südafrika wurde zu eiııeııı 
geachteten Mitglied der internationalen Gemeinschaft. Die wenigen verlılie 
benen Sanktionen wurden aufgehoben. Pretoria wurde erneut Vollınilglieıl 
der Vereinten Nationen, und es wurde in die OAU und auch wieder in das 
Commonwealth aufgenommen. 

Vor allem wirtschaftliche Interessen veranlaßten Südafrika, besonderen Weil 
auf die Regelung seiner Beziehungen zur EU und zu seinen in der In:ııı 
wicklungsgemeinschaft des Südlichen Afrika (Southern African Developınenı 
Community - SADC) zusammengefaßten Nachbarstaaten zu legen. Relat iv 
schnell wurde klar, dalš die Kap-Republik nicht in den Kreis der Mitglied . 

Staaten der Lord-Konvention aufgenommen werden würde. Südafrika war 

17 Vg,l. die von ( e r  WI l ( )  vcı°Ölli~ııılı<'lılı' Mıııflslıılislila, ıcil. ııııclız l ) ı ' r  .S'/)ic'.¶.{('/ ( I  lııııılıııqg), 
Nr. 40/1995, S. 180, l'›rmıwyıı WilÃ'ı›ı.w›)ı, (:ı 'ı ıııı~ la;gııı'ı~x, ııı: .*›}ı!ı!›'(1u.1› .\`/ar, l I . l  l.Il)')5. S. ff. /ııı' 
l{q;ı<'ı'ıııı;;sl<rııııııı;ılıl'il ııı ılvn l(°17.I(°1ı Wııvlıı-ıı ılvs .ılıvıı lšqgııııı-ec vμ1. Wr'ı'Ä'/11 Mal mi (›`ıı.ı›'ı1ı}ı›ı 
(.l(›lı;ııııı1'slı11ı';1), 7. l .$, l0. l ' ) l ) 'š,  

IH  H1ll K('/ /( ' r ,  In  M.ııı<lı'l.ı'a Snııılı I\lı'ır.ı I 'ı›ı'ı-ıμıı lııv<'slı›ı*s .ıı ' (° l ıwv,  ııı: N}"l', .'›,R.¦l)')*l. 
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als Exporteur zu stark und als Partner in der entwicklungspolitischen Zu- 
sammenarbeit zu bedürftig, als daß Brüssel anders hätte entscheiden können. 
Fürs erste mußte sich Südafrika mit dem Europäischen Programm für Wie- 
deraufbau und Entwicklung in Südafrika zufriedengeben. Die EU und ihre 
Mitgliedsländer bemühten sich mit Erfolg um die Aufnahme Südafrikas in das 
SADC-Bündnis. Darin übernahm Südafrika die Zuständigkeit für Finanzen 
und Investitionen. Auf Initiative des deutschen Aufšenministers Klaus Kinkel 
unterzeichneten dann Anfang September 1994 die Außenminister der EU- 
Staaten, der damaligen vier EU-Beitrittskandidaten und der SADC-Staaten in 
Berlin ein breit gefächertes Programm der Zusammenarbeit beider Regionen.19 
Die tragende Idee war, SADC von den Erfahrungen der EU beim Aufbau 
des gemeinsamen Europa profitieren zu lassen. Eine der Folgen war, daß die 
SADC-Länder - nach Auflösung des gegen Südafrika gerichteten Bündnis- 
ses der einstigen ››Frontstaaten" - intensiver als zuvor Moglichkeiten einer 
regionalen Zusammenarbeit im sicherheitspolitischen Bereich diskutierten.2° 

Bei alledem suchte Südafrika dem Eindruck entgegenzuwirken, es könne 
seinen großen Entwicklungsvorsprung zu einer hegemonialen Rolle miß- 
brauchen. Von dieser Rücksichtnahme profitierte besonders Namibia, das 
bis Anfang 1990 faktisch eine fünfte Provinz des alten Südafrika gewesen 
war. So wurde Anfang 1994 der von namibischem Territorium eingeschlos- 
sene südafrikanische Tiefseehafen Walfischbucht Namibia eingegliedert. Auch 
erließ Pretoria Namibia im Dezember 1994 aakoloniale" Schulden in Höhe 
von ca. 550 Millionen DM. Dabei war es - trotz aller SADC-Bekenntnisse 
zur Demokratieförderung in der Gesamtregion - irrelevant, daß eine stark 
verbreitete Korruption, eine zunehmend die Marktkräfte außer Kraft setzende 
Verfilzung von Politik und Wirtschaft sowie die immer autoritärer auftretende 
Regierungspartei Südwestafrikanische Volksorganisation (SWAPO), das seit 
kaum vier Jahren unabhängige Namibia sehr ››afrikanisch" hatten werden las- 
sen.21 Dennoch gewann die SWAPO im Dezember 1994 die Parlamentswahlen 
mit einer auf 72,7 Prozent angewachsenen Mehrheit. Ihr Vorsitzender, Sam 
Nujoma, wurde mit 76,3 Prozent aller Stimmen im Amt des Staatspräsidenten 
bestätigt. 

19 Dokumente zur Ministerkonferenz von EU und SADC in Berlin am 5./6.9.1994 sind abge- 
druckt in: EA 20/1994, S. D 591 ff. Vgl. Klaus Fror. *von der Rapp, Die Stabilität der Kap-Republik 
und die Zusammenarbeit der Staaten im südlichen Afrika, in: Außenpol., Nr. 2/1995, S. 187 ff. 

20 Dazu detailliert Jakkie Colliers, The evolving Security architecture in Southern Africa, in: 
African Insight (Pretoria), Nr. 1/1996, S. 13 ff. 

21 Val. den Beitrag von Peter Malt in diesem Band. 


